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Nr.324.Samutag,den9 .Oktober1920,26 .Jahrgang,Wien
one

elausgabe.Vom10.bis16.OktoberwerdenbeidenstädtischenMar-¬
arineabgabestellenproPerson12dkgOelzumPreisevomK15. 84
gegenAbtrennungdes„R“AbschnittesNr.213undderbeidenAbschnit¬
te Nr .213fürnichtrayoniertesFettderFettkarteausgegeben.Or-¬

ganisierteVerbrauchersrhalten12dkgMargarinezumPreisevon
K10,84 .

K104. - ,ReisK64. - ,PutzsteineK . 80. - ,AufBezugsscheine( 63]MensaacademicaderWienerUniversität30. 000K.
SeifenpulverundZünder .DurchdieBezirkssachwaltungengrüneErb¬
senundKartoffeln .Textilwaren :NeuabDienstag :Mädchenhemden
AußandemHerranzüge ,Kleiderstoffeunddie BeständederVorwochen.
Brennstoffe:ZimmerhrandkarteBurggasse16abgeben!

etgeldverkauf.IneinigenZeitungenwarirttümlichangegeben,serien
dass die Netgeld der GemeindeWienaus demJahre 1918zu

20 ,50und100Kronenzumfseise von50Hellernbei derstädti¬
schenHauptkssseimNeuasRathauseerhältlichsindgrichtigsoll
sjedochheissenzumPreisevon50Kronen

DreiMillionenKronenfürWohlfahrtszwecke.DerBürgermeisterhat
ausdemzuseinerVerfügunggestelltenNotstandsgelderneinen
Betragvon3MillionenKronenmitRücksichtaufdenbevorstehenden
interzurVerfügunggestellt .EineMillionKronenwirddenin
WienbestehendensechsKinderspitälern ,dieimmerwiedermitfi¬

nanziellenSorgenzukämpfenhaben,zugewiesenunddadurchderBe¬
triebsichergestellt .DieAufteilungist unterRücksichtnanme
aufdieAnzahlderBettenunddersonstigenEinrichtungenvorge-¬

nommenworden .Esentfällt aufdasKronprinzRudolf-Kinderspital
einBetragvon200. 000K ,aufdasLeopoldstädterKinderspital
gleichfallsdie Summevon200. 000K ,aufdasSt .AnnaKinderspital
eineSummevon200. 000K ,aufdasKarolinenKinderspital160. 000K.
aufdasStJosefKinderspital120. 000KundaufdasPreyersche
Kinderspital120 . 000K .In der ersten Hällte diesesJahres
sindbereitsdiesenSpitälernSummenvonübereineMillionéKro¬vomBürgermeisternen/zuerkanntworden.WeitereInstitute ,diederEinderpflegedie-¬
nen ,erhaltendiefolgendenBeträge:HeilanstaltAlland"150. 000K,
AllgemeinePoliklinik100. 000KRudolfinerhaus100. 000K ,Kran-

kenhausderbarmherzigenBrüderindeZecpoldstadt100.000K,
HausderBarmherzigkeit50. 000K ,1 .OefintlichesKinderkranken-¬
institut imI .Bezirk50 .000KBrigittaSpitalundWöchnerinnene
heimimXX.Bezirk50,000K ,Verein„Distriktskrankenpflege"
50. 000K,ZentralvereinfürHauskrankenpflege50,000K.VonIn-¬
stitutionen,diederJugendfürsorgedienen,wurdenbedacht:Arbei¬
terverein„Kinderfreunde"500000K,VerbandderfreiwilligenJu¬

gendfürsorgezur Verteilungandie ihmangeschlossenenVereine
250. 000K,Verein„Bereitschaft“50. 000K,FürAusspeiseaktionen
wurden500,000Kfolgendermaßenzur Verteilunggebracht :Fürdas
Schulfrühstückfür Schulkinder ,für die erste Wiener - Suppen-und
Teeanstalt,fürdenWienerWärmestubenundWohltätigkeitsverein
undfürdenerstenWienerVolksküchenvereinje100,000K.Fürdie

Zeviwerbs.Vom10.bis16.Oktober:MargarineK95.- ,PflanzenfettAusspeisungunddenBetriebfürKriegsküchen70. 000Kundfürdie

Bitzungvom9 .Oktober1920.
BgmReumanneröffnetdieSitzungunderteiltmfortdem

GR.SpeiserdasWortzuseinemReferateüberdieArbeitsverträge
unddieDienstordaungderStrassenbahner.Erführtaus :ImLaufe
derletztenJahrewurdeinfastallenwirtschaftlichenUnterneh¬

mungender Gemeindeundbei einer ReihestädtischerBetriebe
mitdemAngestelltenKollektivverträgeabgeschlossen.DieseAr-¬
beitsverträgeenthaltenin der Regelaber wenigeoderkeineBe- ¬
stimmuagen,überdieRechteundPflichtendereinzelnenAngestell¬
tenEsist nunseit LangemderWunschderin Betrachtkommenden

Angestellten ,dassauchihr Dienstverhältniseineentsprechende
pragmatischeSicherstellungerfährt .DurchdieallgemeineDienst¬
fdnungist denAngestelltendas DefinitivumundderAnspruch
aufRuhe -undVersorgungsgenüssegewährleistet ,währenddie
Angestellten,dieimKollektivvertragestehen ,einensolchenAn-¬
spruchnichthaben,sondernjerderzeitentlassenwerdenkönnen
SiehabemzwaraufGrunddesGemeinderatsbeschlussesvom10 .VII.
1914aucheinenAnspruchaufRnhe-undVersorgungsgenüsse,abernur
dann,wennsiebeiEintrittgewisserVoraussetzungensichnochin
ungekündigterStellungbefinden .Wennauchdie Gemeindevondem
ihr zustehendenKündigungsrechtenurin dendringendstenFällen
Gebrauchgemachthat ,soist es dochbegreiflich ,dassdieseAn¬
gestelltendenWunschhaben ,in gleicherWeisewiedieübrigen
Angestelltenihr Dienstverhältniszusichern .IndiesemSinne
wurdenvoretwaeinundeinhalbJahrenVerhandlungenaufgenommen,
dieerstjetztzumAbschlussegelangtsindundderenErgebnis
dieheutevorliegendenAnträgebildenDieLeitsätzefürdie

Arbeitsvertägesolleninsofernfestlegen,mitwenArbeitsver-¬
trägeabzuschliessensind.Esistnatnrgemäss,dassArbeitsver¬
trägenurmitjenergewerkschaftlichenOrganisationabgeschlosseh
werdenkönnen,dievonderMehrheitderArbeiterdesbetreffenden
Betriebesnamhaftgemachtwird,weileineVerhandlungmitmehreres
OrganisationenallerVoraussichtnachnichtleichtzueinerEini¬
gungwirdführeakönnen.OballenfallsauchsolcheBerufsorgani¬
sationenbeigezogenwerdensollen,fürdiesichnureineMinder-¬
heitvonArbeiternausspricht,sollderEntscheidungderMehrheiderArbeiterüberlassenbleiben.BezüglichderArbeitsverhältaisse
selbst,sollenvorläufignurdiewichtigstenBestimmungengeneral.
geregeltwerden.EssinddiesdasDefinitivumdieAuflösungdes
ArbeitsverhältnissesdefinitiverArbeitnehmerunddieRuhe-und

Versorgungsgenüsse.DieEinzel-undDurchführungsbestimmungensowi
dieRechteundPflichtenderArbeitnehmerwerdenerstnachGeneh¬
migungdieserBestimmungendurchgeführtwerdenStändigeArbeitersollennachdemvorliegendenVorschlagenach5jährigerununter¬
brochenerVerwendungdasDefinitivunerlangen.DieAuflösung
desDienstverhältnissesmussmöglichseindurcheinDisziplisar-¬
erkenntnisundohneeinsolchesinbestimmtenFällen,sobei
VerurteilungwegeneinesVerbrechensundbeiungerechtfertigtem
FernbleibenvomDienste.EineKündigungmusszulässigsein ,wenn
derArbeitnehmerübereinJahrarbeitsunfähigist ,bevorerdiezurErreichungeinesPensionsanspruchesnotwendigen10Dienstjah:

lstreckthatundfernerdann,wennderArbeiterdurchAuflösundesBetriebesoderdurcheineVeränderungindiesemoderdurch
bleibendeVerringerungderGeschäfteentbehrlichwird,wenndie
berufeneBehördedieAbziehungvonseinemDienstpostenver-¬
langtodereinesolcheAbziehunginfolgeMangelanVerlässlich¬keitnötigwirdundwennihminsolchenFälleneingleicher
oderineinemanderenBetriebeohneVerringerungseinerBezügeeinangemessenerPostenzugewiesenwird,erabereinensolchen
nichtanstrebt.HawurdeauchangestrehtdieKündigungsfrist.fürdenFallzustornieren,dassfürihneinandererPostennichtvorhandenist .IndiesemFallesolltederArbeiterdie
normalmässigePensionbezw.dieAbfertigungerhaltenDieses
BestrebenscheijøtertejedochandemWiderstandderArbeiter.NachlojährigerununterbrchenerDienstleistunghabendieAr¬
beiterAnsprüchaufeinenRuhegenuss,wennsieohneihrVer¬
schuldendauerndarheitsunfähigwerdenoderwennsieaufGrund
einesDisziplinarerkenntnissesindenRuhestandversetztwer¬
denoderwennderfrühererwähnteFalleinerKündigungoder
dieUnmöglichkeiteineranderenVerwendungimGemeindedienste



vorliegt Die Pensionsgrundlagehilden jeneEinkommensteile ,
die vomGemeinderat als für die Densionanrechenbar erklärt wer¬
den Der Ruhegenuss beträgt nach 10 Jahren 40 %der anrechen¬

baren Bezügeund steigt dann im allgemeinen um2 % ,ingewissen
Verwendungsarten um . 66oder auch um 3 % ,so dass 100 %der an¬

rechenbaren Bezüge je nach der Verwendungaart mit 35 ,324 und30

Dienstjahren erreicht werdensollen ,wobeidenArbeitnehmern
die Kriegsmehrdienstzeit ,. i .bis zu 34 Jahren zugutekommt .L
Witwanpensionwirdmit 50 %der Mannespension ,dieErzichungsbe
träge der Kinderwerdenmit 10 %der Pensiondes Vatersbemessen ,
wobe doppelverwaiste Kinder noch einen 50 %Zuschlag bekommen .

Die Schaffung eines Pensionsfondes ist in Aussicht genommen ,wo¬

zu Gemeindeund Arbeitnehmer die gleichen Beträge leisten . sollen ,
vorläufig sollen die Beiträge mit zusamnen 14 %festgelegt werden

mFalle der Genehnigungder Vorlage sollen dieEinzelbestimmun¬
gen über Rechte und Pflichten ,dennach ausführliche Dienst - undAr
beitsordnungen und Bestimmungen für den Pensionsfond ausgearbei¬
tet werden .

Der Referent stellt folgende Anträge :Die vorliegenden Leit¬

sätze für Arbeitsverträge und allgemeine Bestimnungenüberdas
Arbeitsverhältnis jener Arheiter ,welche Arbeitsverträgen unter¬

liegen ,werden genehmigt -Auf Grundlage dieser sind die Dienst¬

und Arbeitsverhältnisse sowie die näheren Bestimmungen über die
Ruhe -und Versorgungsgerüsse und der Pensionsfond mitmöglich¬

ster Beschleunigung auszuarbeiten .Sie treten nach Ihrer Geneh - ¬
migung ,zu der der Stadtsenat ermächtigt wird ,in Wirksamkeit .

Eis dahin sind die Ruhe und Versoggungsgemüsse unter Anlehnung
an die Statuten der Pensionskasse ,für die Bediensteten der Ar¬

beiter der Strassenbahnen provisorisch zu bemmssen ;dabei istüber
die diese Arbeitmemer festgesetzten Höchstbeträge

nicht hinauszugehen .

Bezüglich der Dienstordnung für Bedienstete ,Arbeiter und

aus :Im April . J .haben die Angestellten der städtischen Stras¬

senbahnen eine neue Dienstordnung begehrt und haben zugleich
einen Entwurd vorgelegt .Ueber Auftrag des Bürgermeister wurde

dieser eingehenden Beratungen unterzogen ,an denen die Vertreer
der Gemeindeverwaltung ,des Magistztes ,der Direktion der Stras - ¬
senbahnen und die Vertreter jener Borufsorganisation teilnahmen ,

n der die Mehrheit der Arbeiter vertreten ist Eine Aenderung

bisherigen Dienstordnung war aus verschiedenen Gründenge - ¬
noten Die alte Dienstordung besteht seit demJahre 1910und
nthält eine Reihe von Bestimmungen die seit dem - Mai1919

rch Kollektivverträge geregelt worden sind .Sie enthält zu- ¬

ich die Dienstordnung für die Beamten Letztere Bestimmungen

snd nicht m ig . die sa in der trassenbah nach

Gemeinder zbeschluss eine neue Dienstordnung erhalten haben .
Bei der Abfassung des vorliegenden Entwurfes wurde auch auf das

5

Betriebsrätegesetz Rücksicht genommen ,wonach solche Einrich¬
tuingen geschaffen werden müssen ,die dem Gesetz entsprechen ,aber s

erst durch eine Vollzugsanweisung angeordnet werden .Diese ist
noch nicht erschtenen doch wurde die Strassenbahn - Dfektion

verpfiichtet ,bis zum Escheinen der Vollzugsanweisung ,Personal¬

vertretungen im Einternahmen mit den Angestellten zuerfichten,a
Es bestehen sonach getrennte Vertretungskörper für die Beamten
und Beamtinnen und die anderen Angestellten .Dardie Beamten

5
betreffende Teil der Personalvertretung wurde gemäss Gemeirderat

2
beschluss genehmigt ,während der die Bediensteten ,Arbeiter 3
und Funkticnäre betreffende eil in dem vorlisgenden Eatwurf aufa5
genommenworden ist Der Vorteil dieser Personalvertretung 85 a
für die Angestellten sowie der Umstand ,dass diese Vertretungs - 8

ekärper nach dem Verhältniswahlrecht gebildet werden undeine
Berücksichtigung aller Fach und Gewerkschaftsvereinigungen der 6

E6Angestellten durch den Proporz ermöglichen ,lassen erwarten ,
3dass alle Fersonalangelegenheiten in Hinkunft eine auchdie 2

2Angestellten voll befriedigende Lösung finden werden . 10

Es wird daher beantragt :Entwurf einer HeuenDienstordaung
wird genehmigt ,die Dienstordnung tritt am 15 .Oktober 1920
in Kraft Allenim Kollektivvertrag stehenden Bediensteten ,Ar¬

neuen
beitern und Funktionären ist je ein Gleichstück der Dienstord¬

nungauszufolgen¬
GR .Haider ( ehr soz . )verwahrt sich zu Beginn seiner Re¬

de gegen die Behauptung der Arbeiterzeitung ,daß die christ¬

rlichsoziale Partei aller Verschleppung dieser Dienstordnung
schuldtragend sei .Im Gegenteile habe die Gewerkschaft christli¬

cher Eisenbahner Sektion städtische Straßenbahner zu wiederhelten
5

Malen Versammlungen einberufen ,mit der Tagesordnung :Heraus mit der3
Funktionäre der städtischen Strassenbahnenführt der Referent DiensterdnungHierauf geht Rednerin die Vorlage ein und sagt ,er »5 2werde sich bemühen dieselbe in objektiver Weise zu bssprechen ,ob - ¬60

wohl sie zu einer Kritik herausfordert .Tatsächlich habe die alte

Dienstordnung den heutigen Verhältnissen nicht mehr entsprochen undg2
es müsseharvorgehobenwerden ,daß das gute in der neuenDienstordnung
darin zum Ausdruck kee daß es den Bediensteten möglich gemacht

werde ,auf die Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse un dder5 5
Arbeitsverträge zwischen Personal und Verwaltung entprechend Einflug

zu nehmen .Aber wenn einerseits den berechtigten Forderungen wenig - ¬6
P .8stens teilweise Rechnung getragen worden sei ,so werdeandererseits 6

das gute wieder zehn -und zwanzigmal weggenommen .Diesbezüglich ver -

weist Redner besonders aufden 9 45 ,durch den der Direktion die Mög¬2 3
lichkeit geboten ist ,definitevAngestellten Bediensteten zukündigen .
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verlangter die Milderur ,verschiedenerHärtenin denBestimmungen
über die Suspendierung ,denn es gehe nicht an ,einenBediensteten

nur8TageGehaltauszuzahlenundihndannvielleichteinigeMona-¬
te ohneBezügezu lassen ,weil das Disziplinarverfahrengegenihn
solangedauernkönnte .SchließlicherrgedieDiensterdnungwegender
Bestimmungenüber das Koalitionsrecht schwereBedenken .Wenndie
Sezialdsmekraten für die Zukunft das Prädikat derUnparteilichkeit
für sich in Anspruchnehmenwollen ,so müssensie mit aller Entschie -¬
denheitmitdiesemSystembrechen ,das der
andersdenkendeBediensteteeinerMinoritätsgewerkschaftnichtange-¬

hörendarf ,weil er sonst gemaßregeltwird .ImSinneseinerAusfüh¬
rungenstellt Rednereine ReihevonAbänderungsanträgen,darunter
zu § 37 ,das die Wahlenin den Disziplinarausschuß nach denGrund
sätzen des Verhältniswahlrechtesdurchzuführensind ,schließlich ,
daßjeder vomDienstEnthobenewährendder Zeit derDisziplinarunter
suchgung die vollen Bezüge ausbezahlt bekommt .

GR .Erntner ( deutschnational )bemängelt ,das in derDienstord-¬
nungvorgesehenist ,daßdefinitiveBedienstetesofortgekündigt
werdenkönnen ,wasdemWesendesDifinitivumswiderspreche.Erwen-¬

detsichdagegen,daßunterdenAufnahmsbedingungenderPassusvon
derBekenntniszurdeutschenNatianalitätgestrichenwurde ,undweist
darauf hin ,das in der Tschechoslovakeiund in Jugoslavienduetsche
Angestellteohneweitersentlassenwurden .In Wiensolle derInter -¬
nationale zuliebe eine Ausnahme gemachtwerden .

GR.Klimesch(Tscheche)machtwiederholtZwischenrufe ,worauf
von christlichsozialer Seite gerufen wird :„ Siesoll manhinaus
schmeissen ! "

GR .Klimesch( Tscheche) :Ja hinausschmeissen!Dasieht mandie
schwarzen Vögel an der Arbeit !haben den verseffenen Karl ver - ¬

raten ,SieverratendieRepublik!
GR .Angeli( chr . soz . )Wasfür ein Manöverführen Sie dennda

117
GR.Klimesch(Tscheche):WirsindauchsofreigewählteVertreter

wieSiel .
GR.Grünbeck( chr .soz. ) :WirsindohneErdäpfelgewählt!—

GRKlimesch(Tscheche) ;BestocheneParteilHörthygelder!
GR .Erntner ( deutschnational )fragt ,wasdie deutschenArbeiter

dazusagenwerdenwennihnenbeidenstädtischenUnternehmungen
ArbeiterandererJationalitätvorgezegenwerden,wozadieMöglich-¬
ketdurchdieDienstordnunggegebenist undbeantragt ,daßdie
ote ,BekkntnisderdepthenNationalität" wiederaufgenommendei

GR.Vaugoin:(christlichsozial)InderheutigenArbeiter-¬
Zeitunglesenwir ,dassdieChristlichsozialendieseArbeiterver-¬
trägeumeinenTagverzögerthaben .DieArbeitsverträgesindaber

nicht gestern und diese Wochezumerstenmal erschienen ,sondern
sconvoreinundeinviertelJahren ,unterdemTitel„Richtlinien,
im Stadtrate vorgebrachtworden .Wirhabenschondamalsunsere
schwerenBedenkengegendiedrückendenBedingungenvorgebrachtund
es wurdedas Referat nicht vor den Gemeinderatgebracht .Diesen
Montagsindsie wiederimGruppenausschusseerschienenundgeändert
wurdedaranfastnichts .Esist alsoklar ,wesdieseVerzögerung
vogenommenhat ,die sozialdemokratischeMajorität .WieeinFaden
ziehtsichdurchdieganzeDienstordnungdierücksichtsloseBruta¬
lisierungderMinoritätenindenGewerkschaften.DerHerrReferent
erklärte grossartig ,diese Dienstordnungbiete denAngestellten
dasDefinitivumunddieRuhegenüsse.DieGeschenke,dieSieden
Angestelltemmachen ,habenmeistensdie FormvonDanaergeschenen.
Auchhier bemerktman ,dassSie mitder rechtenHandnehmen ,was
Siemitderlinkengegebenhaben .ImStaats - undGemeindedienste
versteht manunter definitiv Angestelltensolche ,die nurdiszi -¬
plinariter quiesziert oder entlassen werden können .

Hierbemerkenwir ,dassSiediemannggdachstenMöglichkeiten
offenlassen ,umeinenBedienstetendasDefinitivumwiederzuneh-¬
men .IndemSieihmkündigen,ohneihmauchnureinenHellerRuhege-¬
haltzahlenzumüssen.Siegebenfernerdersozialdemokratischen
GewerkschaftdasMonopoldesStreikeswährenddieMinoritäten
dieEntlassungzugewärtigenhaben ,wennsie in Streiktreten .
AlsvoreinigenMonatendieimSchemaAngestelltenstreikenwoll¬
ten ,ist einWerkerschienenüberStreiktechnikundStreicktaktik
darinwarnenSiediestädtischenBedienstetendavorzustreiken,
undsprechenihnendas Rochtdazuab .

OR.Skaret(Soz-Dem. )übernimmtdenVorsitz.
GR .Vaugoin( fortfahrend ) :DieDienstordnungderstädti -¬

schen Straßenbahnenist geradezu ein Unikum ,besondersder
§ 27 ,der den Bediensteten verpflichtet im Falle einesKrieges

anzurücken.WassolldendieserlächerlicheParagraph .
GR.Täubler(Soz. Dem. ):WirkönneneinmaldieMilizeine

führen .
GR .Vaugoin( chr .soz . ) :NachdemFriedensvertraghaben

wir ein Söldnerheer zu unterhalten und Sie schreibenden
Straßenbahnerkeine Kriegsdienstpflichtvor Ist dasvielleicht
das Ergebnisder letzten Reisedes HerrnRennernachPrag ?
DerParagraphist höchstverdächtig.(Heiterkeitundironicche

Zurufevonlinks).OderhatdiesenneuenParagraphenvielleicht
Ihr neuerKlubobmannHerrKlimeschIhneneingegeben ?(Zwischen-¬
rufe derGRe .TäublerundKlimesch) .WannhaltenSiedenmächsten
VortragüberKomunismusHerrTäubler .Vorläufiggeht IhrFreund
Trotzki zurück ,da seien Sie hübschstill .Rednerbeschäftigt
sich sodannmit einer Bestimmung,in dertrotzEinspruches
der Oppositionder Passusnicht aufgenommenerscheint ,der
jeden Bedienstetendas Bekannsniszur deutschenNationalität
auferlegensoll .WenndieMehrheitdiesenPunktfallenlasse ,
dokumentieresie ,das sie auf den deutschenCharakterderStadt
Wienpfeift .

GM .Klimesch ( Tscheche ) :Sie sind halt die gutenChristen !
GH .Vaugoin( chr . soz. ) :Esist nurbedauerlich ,daßIhr

Gehirn mit Ihrem Mundmicht den gleichen Schritt halten kann .
GR .Angeli ( chr . soz . ) :Aber im Gehirn hat er ja eine Po¬

widl .

GR.Müller(chr. soz. ) :EineGehirnprothese!.(Heiterkeit).
GR.Vaugoin( whr.soz . )besprichtnundieeinzelnenPara¬

graphen der Dienstordnung und beantragt ,daß bei Beförderungen
der Ternovorschlagdes Hauptausschusseszu beachtensei .
Er bemängelt ,daß in der Dienstordnung diestaatsgrundgesetzlich

gewährleisteten Rechte der Bediensteten verkürzt werden ,indem

es möglich ist ,daß on örfentliche Vertretungskörpergewähl¬
ten Bedienstetendie Ausübungd es Mandatesunmöglichgemacht

wird .Auch von der Immunität Gewählter ist kein Wortgesprochen .

DieDienstordnungenthalteweiterkeineBestimmungbetreffend
die Koalitionsfreiheit ,die auchsicher gestellt werdenmüsse .
WeitervermisseRednereineähnlicheEinrichtung,wieesbei
denSchematistendie Personalkommissionsei undbemängeltes ,
daßbei denWahlenin denDisziplinarausschussnicht dasPro¬por :
wahlrecht zur Anwendung kommt .Dies sei eine Vergewaltigung

durchjenePartei ,dieseinerzeitvomWahlrechtsraubgesprochen
hat und die nun ihre Majorität durch ein vorgeschriebenenWahl¬
recht versteinern will .Redner schließt mit den Worten ,ich

die

glaube ,wennSie in sich gehenwerden ,wennSie Bedenken ,die
vorgebrachtwurden ,prüfen ,müssenSie sagen ,vielesdavon
ist berechtigt und werdenim Stillen unseren Anträgenzustim- ¬
men .Oeffentlich werdenSie es leider nicht tun ,aberSie
werden sich damit vor den Bediensteten und der Oeffentlichkeit

das Zeugnisausstellen ,daßSie verharrt habenin denBestre¬
ben ,die Bedienstetenzuentrechtenundwirtschaftlicheund
moralischdemHungertodezuverurteiler



GresseSiedlungsaktionderGemeindeWienzImAuftragedesBür-¬
ermeistershabenin denletztenWochensehrintensiveallerin

BetrachtkommendenAemterstattgefunden,mitdemZieledieMöglich-¬
keiteneinerausgiebigenWohnungspreduktionfestzustellen .Esunter-¬
liegt nämlichkeinemZweigel ,dassaufdemWegederblossenWohnungs-¬
anforderungeinewirklicheSanierungderNotlagenichtzuerhoffen
st ,umsowenigeralsunausgesetztObjektebenützungsunfähigwerden.

aufgeführtenWoanbauten- essinddieSiedlungenaufderSchmelz

kommenso ausserordentlichhochzustehen ,dassangesichtsder

derGutheissungdesProjektesdurchdenGemeinderatmitdenEnteig-Zugeschnittensind.Nichtbloss,umdenbezüglichenAnforderungender
nungsmassnahmenvorgegangenwerden.DieGründesollendenBaugenosserpethekarinstitutezuentsprechen,sonderninersterLiniedeshalb,
schaftenimErbbaurechtübergebenwerden,wobeigesorgtwerdenwird ,umderAktioneinemöglichstgrosseAusdehnunggebenzukönnenund
dassdieseObjektenichtzumGegenstandedesSchachexwerden.EinenichtetwanachSchaffungdererstenSiedelungschoninsStocken
BauführungdeitensderGemeindeselbstist ,wiefrüherdargelegt,zugeraten.NachalldengewordenenBerichtenistaberandemguten
nichtbeabsichtigt.WohlaberwirddieStadtdurchGewinnungeinesWillenderkünftiganSiedlernachkeinerRichtunghinzuzweifeln.
hervorragendenSiedlungsarchitektensowiekostenfreieBeistellungEinzelneOrganisstionen ,wie. B.die„Bau-undWohnungsgenossenschaft

chesErgebniszeitigten.ZweifelloswirdgeradedurchdieAussicht,

EineAbhilfekannnurdadurcherreichtwerden,dasseinZuwachsansonstigergeeigneterKräftedafürsorgen ,dasstrotzaller Spar -RosenhügelundAltmannsderf"babenbereitsvollkommensystmmatisch
Wohnungenerfolgt ,wobeineueWegebeschrittenwerdenmüssen .Diesamkeitdochdie künstlerischenGesichtspunktenicht vernachlässigtdie Mitwirkungihrer Mitgliederan denBauarbeitenfestgelegtund
VonderGemeindeteils allein ,teils gemeinschaftlichmitdemStaatunddenAnlagenderCharakterdesPlanmässigenundGrosszügigenauchmitderSammlungvonGeldernbegennen,dieeinsehrerfreuli-¬

gewahrtwerde.VorallemanderenabersollendieserKategorieundinGross-Jedlersdorf,sowiedieWohngruppeamMargaretengürtel-vonBautensehrweitgehendenSteuerbegünstigungenzzgebiligtwerden.denschrecklichenWohnungsverhältnissendervorstädtischenZinskaserne
EswirdauchandenStaatindemgleichnnSinseherangetretenwerdenzuentrinnenundineinemnochsoeinfachenHäuschendereigeneHerr

tristenFinanzlagederöffentlichenKörperschaftenanneueUnter-unddanachderneuenVerfassungdieGemeindeWienauchdieRechtezusein ,sichindemdazugehörigenGärtchenObstundGemüseziehen
nehmungendieserArtnichtzudenkenist .DieeingehendenVerhandlun-einesLandeshat undüberdiesenTeilderSteuernverfügt ,so dürftezukönnen ,denSpartriebmächtigfördern ,wieüberhauptsichdiese

gensindnunsoweitgedichen,dassdiebezüglichenVorlagenesgelingen,dieAbgahenfreiheitfüreineReihevonJahrenzuerwir-SiedlungeninLuftundSonnenachjederRichtunghinalssegensreich
schonin nächsterZeitdenin BetrachtkommendenGemeinderatsaus-ken ,wasinsbesondersunterBerückschtigungderMietaufwandsabgabeerweisenwerden.DieseshierskizzierteSiedlungsprogrammwirdscheninmächsterschüssenzugehenwerden.Esist gelungen,Grundlagenzufinden ,welchesehrerheblichinsGewichtfällt .EswirdfernerseitensderGemeinde
die sichereAussichtbieten ,dassdie seit Kriegsausbruchunterbrochefür eine möglichstbillige Beschaffungder BaumaterialiengesorgtZeit denGemeinderatbeschäftigen .DaauchdienxtechnischenVerar-¬

beitenweitgediehensind ,kannmitdenBeginndereigentlichene BautätigkeiteineneueundstarkeBelebungerfährt .Diegehegtenwerden .DieStadtist hiezuin derLage ,dasie übereineigenes
läne kommenin ausserordentlichemMassedemsich geradezufieber -leistungsfähigesZiegalwerk ,über KalkbrücheundSchotter - undSandge -Bauarbeitenfür das nächsteFrühHahrunbedingtgerechnetwerden,

dochist geplant ,bereitsdieWintermonatefür dieHerstellunghaftgeltendmachendenWunscheweiterKreisederBevölkerungentgegen,winnungverfügt .InsoweitessichumdenKaufvonMaterialienhan¬
gewisserBauelemente ,insbesonderederHolzstelle,selbstver-¬derMietkasernezuentfliehen :Beabsichtigtist dieSchaffungvondelnwird ,sollderselbedurchgrosseAbschlüssefürtypisierte

Kleinhäusern,dieinderRegelnurfüreineeinzigeFamiliebestimmt
sind .UnterAusnützungderBaugesetznovelle ,die bekanntlichvor
wenigenWochenimGemeinderatebeschlossenwordenist ,sollenalle
erdenklichenErsparnisseinderBauweisezurAnwendunggelangen.Es
erdenauchneue ,bishernichtbeiunsgeübteBaumethoden,wiebei .

spielsweiseLehmbautenzurAusführungundErprobunggelangen.Vor
allemandernabersoll einganzbedeutendesErsparnisdadurchbe¬
wirktwerden,dassdiekünftigenBewohnerdieserHäuser,sowAeit
diesenurirgendwiemöglichist mitarbeiten .In denverschiedenen
Baugenossenschaften,diemitdemAufschwungderSchrebergartenbewe-¬
gungin starkemWachstumbegriffensind ,sindBauhandwerkeraller
Art vereinigt ,die durchplanmässigeOrganisationbei derHer¬

Bauelementeerleichtertwerden.VonmassgebenderBedeutungfürdas
ZustandekommenderganzenAktionist dieFragederGeldbeschaffung,
diebisherimwesentlichendaranscheiternmusste,dassdieHypothe¬
karinstituteohneRücksichtaufdieVervielfachungderBaukosten
dendurchdasMieterschutzgesetzinderEntwicklunggehemmtenErtrags
wertfürGrundlagederBelehnungnahmen.EssindVerhandlungenim
Zuge,umdiesbezüglicheineAnpassungandiesovollkommenveränder-¬
tenVerhältnisseherbeizuführen.AuchindieserBeziehungistdie
Gemeindegewillt ,durchUebernahmeder Garantiein einemgewissen
AusmassohneBeeintröchtigungderfür die Institutenotwendigen
SicherheitdieHypothekarischeBelastungZuermöglichen.Eswirdal-¬
lerdingsauchSachedesStaatessein ,sichindieserRichtungebenso

ständlichunterMitwirkungdefInteressentenauszunützen.

stellungdissersinfachenBautensichbetetigenwerden .DieGemeindeie bei derSteuerbegünstigungzubeteiligen ,zumaleingrosser
ssestwirddieseBausktiondurcheineganzeReihevonMassnahmenTeilderWienerWohnungsnotgeradeaufdasZus/(ammenströmender
überhauptermöglichen.Zunächstwirddie BeistellungderGründeausdenNationalstaitenversriebenenStaatsangestellten ,insbe-¬
durchdieStadtWienerfolgen.InsoweitdieGemeindenichtselbstsonderevonEisenbahnern,zurückzuführenist .UmdasGelingendieses

grossangelegtenPlaneszugewäheleistan,ist esaberaucherforder-¬überdieerforderlichenFlächenverfügt,wasleiderkeineswggs
indemwünschenswertenundnotwendigenUmfangderFallist ,solllich ,dassdieInteressentenihreKraftanspannenundvollundganz
dieEnteignungaufGrunddesGesetzesvom3 .Feber1919vorsichsichin denDienstderSachesiellen .EswirddieLeistungvonge-¬
gehen.DasStadtbauamtwurdebereitsangewiesen,dieinBetrachtwissenAnzahlungensichalsnotwandigerweisenundebenseAnnuitäten,
kommendenGrundkomplexezuermittelnundeswirdunmittelbarnachwelcheaufdieverhältnismässigkürzereLebensdauerdieserBauten

StreikimPostsparkassenamt.DerBundderAngestelltendes
Postsparkassenamtesteilt unsmit :DieAngestelltendesFostspar
kassenamteshabensichgezwungengesehen ,Samstag,den- ds.
nachmittagsum13UhrdieArbeiteinzustellen.DieUrsachedieses
schwerwiegendenEntschlussesist die schroffablehnendeHaltung
des Staatsamtesfür Finanzengegenüberihren unter demDrucke
derNotgestelltenForderungen,diesowohlvonihrerAmtsdirektion
alsauchvomzuständigenStaatsamt( HandelundBauten)alsgerecht¬
fertigt anerkanntundwärmstensunterstütztwordensind .DieFor-¬
derungenwurdenschenimAprilgestelltundhabenimSommereine
unzulänglicheLösungerfahren .DieBefriedigungderForderungen
per2200Postsparkassenangestelltenwürdenzirka2Millionen
kosten.Dazuistzubemerken,dassderMonatsumsatzdesPostspar¬
kassenamtesim Septemberds .J .23 Milliarden erreicht hatund
stetigwächst.DieAngestelltendiesesAmtessindangesichtsdieser
Sachlageüberzeugt ,dieOeffentlichkeitin demihraufgedrungenden
KampfeaufihrerSeitezuginden.



Blaschkes( jüdmat. ) christlier
aWahlaufrufeseidasVerlangennachFreiheitundGleicl

chtigungausgesprochenrTatsächlichaberwürdendieWest¬
engegendieOstjudengehetztundauchderAntragdesGR.
erwegenErhaltungdesdeutshenCharaktersderStadt

GegenstandvonderTagesordnungabgesetzt.Rednerseidaher
ehrerstauntgewesen,daßderHerrBürgermeisternichtauchdie

Stadtsenatsitzungfürungiltiggehaltenhabe.Nichter ,sondern
er HerrBürgermeistersei es dahergewesen,derdieVerzögerung

hervorrief.AufdenGegenstandeingehenderklärtderRedner,
denauchGRVaugoinunterstützteseigegendieJudenunzuläßigmei,daßderSSadtsematalleinohneGenehmigungdesGe-¬

richtet.BeiAnnahmedesAntrageswerdedasStaatsgrundgesetzmeinderatessolcheDienst-undArbeitsordrungenundBestimmungen
eingeschränktMasBürgerersterundzweiterKlassenichtkenntüberdieVergorgungsgenüssebeschließe.DerEnuwurfenthaltevieleergroßeJuristVaugoinsowiedergroßeHistorikerRotter unsichereundunklareBestimmungen .VorallemlasseerdieFrage(stürmischeHeiterkeitbeidenSozialdemkoraten)werdenmitoffen,obdieseDienstordnungabhängigistvoneinerAnnahmeder
estätigendasindiesemFalledieStaatsbürgerschaftmaßge-Bedienstetenodernicht.DieAusfalgungeinesExemplaresan-jedeendist ,nichtaberdieNationalität .AlleBürgermind ewerkschaftalleinverpflichtetendenDienstnehmernochnicht,denneich "sagtderchristlichsozialeWahäaufrufundhierstel

Sie so einenAntragSie sagenalso in ihremWahlaufruf
twas ,waseine offenkundigeUnwahrheitist Sie wollenkeine

jüdischenSchaffnerundFahrerahermitdenreichenJuden
stehenSiegut ,vondenennehmenSiegerneGeld,Sieberufen
ichaufIhrgutesDeutechtum.AberwirkonnendieWege,die
SieimKriegeundin denletztenMonatenundWochengegangen

nd .DerschlechtesteJudekannesmitIhneninstaitse
bürgerlicherTreueaufne. men.DurchIhreAnträgeschaf¬

SienurUnffiedemunddieUngöglichkeithierdieBevölkerungnochirgendwiemenschenmöglichzuerhalten .SietreibeneineWahl-¬
olitik ,derdieSpitzeabgebrocherwerdenmußeAlsJudesageich
hnen ,daßwirSiebekämpfen,solangewirSiekennen.Wirerklärer

jedenJudenfnreinenVerbrecher,derauchnursagt ,daßerchrist¬
lichsozialwählt .Wirwollenunsnichtsschändenundentehrenlas
sen .EinnochspschlechterSozialdemokratist mirimkleinenFin
gerlieberalsdieganzechristlichsozialePartei.

RufebeidenChristlichsozialen:Interessengemeinschaft!
GR.Dr .Plaschkes:JawirHabeneineInteressengemeinechaft,

enndaswirknichteincheistlichesHorthyungarnhaben,verdankenFreagen

wirdenSozialdemokraten.Woimmeres sichumdersozialen
Gerschtigkeithandeltstimmen,Nndwerdenwirimmerundüberall
mitdenSozialdemokratenstimmen.Angenageltmußaberauchwerden,
BDr.GrüninderLeopoldstadtgesaghat ,dandieJüdischnato
alenmitdenChristlichsczialengehen.

kannja zustimmenoderablehnen.WenndieChristlichsozialen
dasBekenntniszurdeutschenNatiomalitätverlangen,sodarfman
ahnendamitnichteineGehäßigkeitgegeneineandereNatinnaliäät
vorwerfen.EshandeltsichhierumeinenöffentlichenDienstund

mankannbeialler HochhaltungderGleichberechtigung,dasErfor¬
dernisennesBekenntnisseszurmerrschendenNationalitätverlangen.

DashedeutetdurchauskeineUngerechtigkeit.DasschwersteMangel
Vorlagesei in derUnterdrückungderMinoritätsgewerkschaften

zu erblicken .Wenndie SozialdemokratendenGewerkschaftsgedankea
hochhalten,dannsolltensie auchVertrauenzudenaadersgezinn¬

Arbeiternhaben .RednermüssenamensseinerParteidenaller
schäristen Proßest erheben das hier wieder die Unterdrückungvon

MinderheitsgruppenbeabsichtigtistdiederMehrheitparteipoli¬
tischnichtzuGesichtsoehen.

GR .Sirotek ( Tscheche )sagt es wäreBeschämendfür
dieKommuneWienundeineUngerechtigkeit,wennSieArbeiter,die

erreichischeStaatsbürgerundvielleichtauchin Wiengeboren
eind ,nichtaufmehmenwürde ,weilderenEltersTschechensind .Bgm .Reumannübernimmt denVersitz .

GR .Doppler( christl .soz . )meint ,dasssich CR .Blaschkes
die Gelegenheitnichtvorbeigehenlassenwollte ,eineWahlrade
zu halten .Nenner gemeinthat ,dassdie Christlichsozialendie
UntergrabungjüdischerExistenzenaufdemGewissenhaben ,sozeige
eineinzigerBlickin dasGrundbuchumwievielTausendesichdie
ischenHausbesitzervermehrthaben,dassFirmenregister

wievieljüdischeGeschäftsleutein Wiengewordensindund
Dr.Kienböck(chr.soz. )sprichtzunächstgegendieBehauptumdieSteuervorschrichungengebenAufschlussdarüber,wemdie

zeitung,erhabedieVerzägerungderVorlageverursat ,griegsgewinnsteuernvorgeschriebenwerden-AnderZurücklegungder
andergestrigenGemeinderatssitzungdemHeGewerbescheinekönnemanarsehen,wievieltausendechristliche
daßerausdemUmstande,derverspätetenEin -Gewerbetreibanderzugrundengegangensind .Wennersagt ,dass

dtsenatsitzungkeineandereKonsequenzziehenwolle,
ben .DerHerrBürgermeisterhingegenhabediechristlichsozialenimKriegeaufAbwegegeratensind ,sovi

ichtdadurch,dasssieihreMannendraussengehahthaben,dass

arischesBlutdraussengeflossenist ,währenddieJudenhierSchie¬
bergeschädtemachen.Wennauchin derDebattederMeinungAusdruck

gegebenwurde,dassheimAbschlussderVorlagenVertreterderAr-¬
heitnehmerdabeigewesensind ,somussgesagtwerden,dasseine
grosseMehrheitvonArbeithehmernMichtdabeiwarunddassmansie
mitdemMachwerkeinJahrlangnichtherausgetratuthat ,weil
damalsauchdieMchrheit,diejetztdafürist ,dagegenwar.
DieVorlagemachedenEindruck,wiewennsienocheinekleine

AhschlagszahlungfürdieWahlenseinsollte .Wirwollenmituase¬
rerKritikkeineVerschleppungoderVerschlechterungderVorlage

sonderndieAusmärzungderHinterhltigkeiten.
R.Weigl(Soz.Dem. )führtausmdassesunrichtigsei ,wenngesagtwird,dassdefinitiveBedienstetegekündigtwerdenkönnen.

Diesistunmöglich,allerdingsbestanedieMöglichkeitenerVersets
tzung,wobeisichallerdingsumeinenangemessenenDiensthandelt.
Weangesagtwird,dassausderEisenbahnerdienstordnungdasschlecht
übernommenwordenist ,somusseingewendetwerden,dassdabeigewis-¬
seEinflüssemitgespselthaben,dieandiegesetzlichenBestimmun¬
gen ,gebundenwarenWenndieGruppeneinteilungeineungeheuerliche
Sacheseinsoll ,somüssedaraufverwiesenwerden,dasseinUnter¬schiedist zwischenderDienstordnungals solsherundeinGrup¬

peneinteilungeBeiderErnennungvonFunktionärenkönnenAusnahmen
nurdanngemachtwerden,wennaufeinenbegreffendenPosteneinbe¬
treffenderFachmanngestelltwerdenmuss.FürdiesenFallmüsse
vorgesorgtwerden,aberhiedurchkönnenwederKorruptionnochProtek -2
tion Platz greifen .WennvondemBekenntniszur deutschenNationali-¬
tät gesprochenwurde,sohandleessichfürseineParteiumeine
rinzipielleFrage,dieesverabscheue,dieBedienstetenzuHeuch-¬
lernzuerziehen.Sieverabscheutes ,Menschenzuzumuten,einGe¬
löbnisabzulegen,das ,dasiediewirtschaftlichschwächerensind,
einfalschesGelöbmisist .DieBedzenstetenderGemeindesollenauf .
rechteMenschenwerden,diesie frühernichtwarenEsistaucg
gesagtworden,dasswedervoneinemDefinitivumnochvoneiner
PensiondieRedeist .DieArbeiter ,fürdiedieDienstordnungge-¬
schaffenwird ,habenbisjetzteigentlichaufbeideskeinenAn-¬
spruch .DoePensionbekommensie vonderPirektionundvonder
GemeindeverwaltungeigentlichalsGnadengabeabernichtdurchdie
Dienstordnung.AuadieserGnadengabemüsseein Rechtgemachtwerden

DerRednerpolsmisiertdanngegendievondenVertreternderMino-¬
rität erhobenenBedenkenundEinwürfe.DasKoalitionsrechtist
enArbeiterngesetzlichzugesichertundniemandkönnesiedaran
inderndavonGehrauchzumachen.Esseigänzlichüberflüssig,das

r Dienstordnungnochausdrücklichzubetonen.DieBestimmung



wünscht ,brauchenwirnicht .Wirwollenunsmitunseren
Angestelltenin freien Verhandlungenauseinandersetzen.
DieEinrichtungdesDisziplinarausschussesunterscheidet
sich ganz wesentlich von der alten Körperschaft ,die ja be - ¬

kanntlich nur als „ Henkerkommission "dienste .Denn nachden
Bestimmunerden amDisziplinarausschuss wirklich nurBe- ¬
rufsgenossen beraten und ihr Urteil sprechen .EineMajeri¬
sierung ist hiebei nach der Zusammensetzungausgeschlossen .

WedervomStandpanktder GemeindenochvomStandpunktderBedien-¬
steten habe man Ursache kleine Taschenfeitelvereine zuselchn .
Beratungenzuzuziehen .Wenndie Minderheitsorganisationstark
genugsein wird ,so wirdsie durchdas Preperzwahlrechtvertre¬

vor dass die
ten sein .DasBetriebsrätegesetz sieht /Dienstordnung
im Einvernehmenmit der Personalvertretung durchgeführt
wird ,diesomitRechtskrafterlangthat .DieBeratungenüberdie
Vorlagesindsogeführtworden,wiewohlseltenbeiFassungvon
Dienstvorschriftenes überhauptder Fall ist .Wenndavongesproche
wurde ,das die Dienstordnungvempoltischen Standpunkteaus,ge¬

schaffenwordensei ,umdieHerrschaftderTarteizuverankern,
somüssedementschiedenentgegengetratenwerden.

aueger seinerzeit erklärte ,dieFramwax- Bediensteten
der JaitelesTramwaysindweisseSklaven ,kannich Ihnenerkläg
ren ,SiesindweisseSklavengebliebendieganzeZeitüber ,bis
wir in dieses Hauseingezogensind .Sie sind erst freie Menschen
gewordenin demMomente,wounsereParteiüber ,ihrSchicksal

mitentscheidenkonnte .WennjenanddieserSklavereiein Endege¬
machthat ,ist esunserePartei ,welchegeeignetbefähigtund
berufen ist ,den Bediensteten jene Rechte und Freiheiten zuz

verschaffen ,welcheihnengebührerunddiefür einGemeinwesan,
ie es die StadtWienist ,sich gehören .Wirwerdendaherfürdie

Anträgestimmen ,wieein Mannundunsdurchdiedenagogischen
AusführungenderGegenseitemichtdaranhindernlassen.
ORSpeiser ( SezDem )führt in seinemSchlusnworteaus ,

dass die Fragenmit den adiensteten in ernster sachlicherWeise

beraten würden ,welche ein AeuesBedienstetenrecht für dieArbel¬
ter und Angestellten der Unternehmuungenschaffen

Ihre BedeutungwerdendieAnge-¬
stellten undArbeiterwohlzu würuigenwissenDieMinoritäthat
mit emsigemFleiß die Vorlagendurchstudiert und alle möglichen

Fulangelnin ihnenentdecktEsist unwahr,daßwirdiekleinen
Gewerkschaftenunterdrückenwolles ,jede Gewerkschaftkannihre

Vertretungfinden,wennsiestarkgenugist (Aha-Rufebeiden
Christlichsozialen )Nicht Ahal Für Grüppchen undTascheafeitel¬

vereine sind solche Institutionen allerdings michteingerichtet
IndieserVorlageist einegewisseNachstellungbegründetfür
Si freigewählten Vertreter der Bediensteten .Das ist ein
Stückjener neuenZeit ,in der die BedienstetenzurMitarbeit
undzumMinhandelnaufgerufenwurdenEsist einStückArbeiter-¬
Republik ,die an Stelle dessen tritt wasbisher Weiier
Straßenbahnundbe denWerkengewesenist woein Zarentumge¬
herrachthatmitKnüppelnUndwenngesagtwurdedaßinTscae¬
chienundJugoslaviendeutscheVolksgenosseraufsPflasterge¬
worfenwerdensomußmanfragen ,ob mande i alsAngehöriger
dergroßendeutschenNationsolcheDingemitrhensoll ,Einen
solchendemagogischenKanpfführenwirnichtOffermußgesagt
werden,daßdieVerwaltungdieserStadtnichtdieAbsichthat ,
etwahetzt bei der StraßenbannoderindenWarkendiedeutschen
un dkeümatzuständischen Volkselem ente gegenüber den anderen zu¬

rückzusetzen .Aber die Fahnenpolitik ,die gemacht wurde ,wollen .
wir nicht mehrmitmachen ,seit jsser Zeit ,als wir gezwungenzur
den ,hinter den Kriegsfahnenzu ziehen Die Herren ,diesich
jetzt aufdennationalenStandpunkthiausspielen ,habendurch
20JahrehindurchEschechenzuBürgerndieserStadtgemacht.
WennSieplötzlichdamStreikrechtreklamiesn,sowollenSiees
für kleine Gruppenund MinderheitenIch sage Ihnen aber ,dass
es ein selbstverständlicher gewerkschaftlicher Grundsatz ist ,

dassStreiksvondenHehrheitengeführtwerden.
AundieeinzelnenAnträgederEhristlichsozialenrurückkommend
erklärt Redner ,die Herrenhabenganzrecht in der Annahme,dass
di Mehrheitihnennichtzustimmenkönne ,weilsachlichbegründete

Anträgeschonin den nsschüssenundSenatsberatungenangenormen
wordensind undweil ein volles EinverständnisundVerhandlungser-¬
gebmis mit den Angestellten und Arbeiternvorliegt¬

DerInhaltdieserVorlageist :dassinZukunfteinArbeiter
statt nach2 JahrenschonnacheinemJahrständigerArbeitersein
wird ,dass er statt nach1o Jahren nach5 Jahren derinitiv sein
wird ,dassbei der Strassenbahndergefürchtete„ Sus “ahgeschafft
wird ,an dessen Stelle kleine Geldstrafen kormen ,dass dieBestim¬

mungfallen gelasuen wird ,dass ein kommandierterUrlaubohne
BezahlungwegenStandesüberzahlgegebenwird ,dasnjederBedienstete

freienjedeWocheeinen7 bezahlten ,Taggarantiert erhältAlles

dassindgrosseFortschrittemachvorwartrAuchdieRunegenussen
die die Angestelltenbisher als eine Gandeempfangenhaben ,werden
iknennusvonnunangebührenDieVorlageist eineSicherungder

MityfwirkungdesPersonalesbei derVerwaltungderUntersehmungen
wir habensie hergebracht ,weil wir dan AngestelltenundArbeitern
ihr Rechtgebenwollen ,das Rechtmitzuarheitenan derVerwaltung
der Gemeinde( Beifull bei denSozialdemokraten

EsfolgensodanntatsächlicheBerichtigungend . Dr
PlaschkesundHaider

Bgm .Heumannsagt gegenüberdenAunführungenDr .Kienböcks
überdieheutigeSitzung ,daßDr .Kienböckgesternerklärthabe.

daß er in öffentlicher Sitzung einen Protest einhriagen werde ,

weilihmdie Möglichkeitgenonnenwurde ,andenVerhandlungenimnicht
Stadtsenat teilzumehmenDamit ,die Meinungverbreitet werde ,

manhätte Dr .Kienböckabsichtlichdaranverhindert ,habeerver
anlasst ,daß eine abermalig Sitzung des Stadtsonnteseinberufen

werde .Es solle auch nicht der Anscheinerweckt werden ,dasirgend
jemandendas Redht auf Kritik verwehrtwerde

BeiderAhstimmungwerdendieReferentenanträgeangenommen,
die vomder Minderheitgestellten Abänderungsanträgesowieein
Antrag des GE .Feldmann ( Nat . Dem. )auf nameitliche Ahstimmungüber
der Passus betreffend das Bekenntnis zur deutschen Nationalität ,ab¬

gelehnt .
DieSitzungwirdhieraufgeschlossen
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